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, GroßherzogthumBaden. Beaufsichtigungerwachsenden Amtshandlungen durch den Ober-

Ministerial-Erlaß,die Statuteu für die GroßherzoglicheBlin- schUthh MEDIUM-

denerziehungsanstaltin leesheim und für die Großherzoglichen §. 5. Die unmittelbare Aufsicht führt nach Maßgabe ei-

TanstUMMeUUUstUIkeUMMeerstkg Und Getlachsheim betreffend ner besonderen Dienstweisung ein Verwaltungsrath oder ein
Vom 4s Mai 1877« Jnspektor. Sowohl den letzteren als die Personen des ersteren

NachstehendsMittelst AllekhöchstekEntschließungaus Groß- ernennt nach Anhörung des Oberschulraths das Ministerium

hefzoglichemStaatsministerium vom 21. Februar d. J. geneh- des Jnnem
MfgteStatuten werden mit dem Anfügen zur öffentlichenKennt-

§«S· Die Unmittelbare Leitung liegt in der Hand des
Mß gebracht, daß dadurch die Statuten für die Blindenerzie- Vorstandes

Exegrggxkalxom5J10VeshetmgeTTTIWUZMYWUFUILEine besondereDienstweisungbezeichnetdie ihm zukom-

hlatt Nr Ei)am
·
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menden Verpflichtungen und Befugnisse
· « ußer « samkelt gesetzt sind« IV. Aufnahme der Zöglinge.Karlsruhe, den 4. Mai 1877. . .. .

. . . .

O §. 7. Der Regel nach werden die Zoglinge erst nach Vol-

Gwßherzoghchesgxgjgtgmm
des dumm«

lendetem zehnten Lebensjahre in die Anstalt aufgenommen.
«

vdtf Kappes» Die Aufzunehmenden müssen körperlich gesund und bildungs-
""""——

fähig sein.
Statut für die GroßherzoglicheBlindenerziehungsaustaltin Jl- §. 8. Der Eintritt findet, dringendere Fälle ausgenommen,

vesheim. Vom 4—Mai 1877. jeweils nur im Anfange des Anstaltsschuljahres statt.
I. Zweck der Anstalt. §. 9. Nichtbadenern kann die Aufnahme in die Anstalt

§. 1. Die Blindenerziehungsanstalt hat den Zweck, blinde unter der Voraussetzung gewährt werden, daß dadurch kein auf-
Kinder des Großherzogthumszu verständigen,religiös-sittlichen nahmsfähiges Kind aus dem Großherzogthumezurückgewieseu
Menschen zu erziehen und, soweit möglich, in den jedem Er- werden muß.

wachsenen im bürgerlichenLeben nöthigen allgemeinen Schul- §. 10. Die Ortsschulbehördenund Lehrer sind verpflichtet,
kenntnissenund in geeigneten für Gewinnung ihres Lebensun- die schulpflichtig gewordenen blinden Kinder ihrer Gemeinden

terhaltes förderlichenHandarbeiten zu unterrichten. Anfangs Mai jedes Jahres dem Vorstande der Anstalt zu nennen,

§. 2. Die Zöglinge können in und außerhalb der Anstalt und die Eltern zur Bitte um Aufnahme derselben zu veranlassen-
untergebracht werden. Der Regel nach aber wohnen sie in der Dem Verwaltungsrathe beziehungsweisedem Juspektor liegt
Anstalt selbst und erhalten in diesem Falle neben Wohnung und ob, spätestens drei Monate vor Beginn des Anstaltsschuljahres
Verpflegungauch Kleidung und ärztlicheHilfe in Krankheiten durch Vermittlung der GroßherzoglichenBezirksämter Auffor-

Wohnung und Verpflegung ist für alle in der Anstalt un- derungen zur Anmeldung der Aufzunehmenden in die amtlichen
tergebrachten Zöglinge gleich. Verkündigungsblättereinrücken zu lassen,

II. Ausbringung der Mittel. Er läßt für jede Anmeldung durch die Gemeindebehörde,
§. 3. Die Mittel zur Bestreitung des für die Anstalt ent- wenn nöthig, unter Vermittlung des Bezirksamtes, diein der

stehendenAufwandes schöpftdie letztere aus: Beilage verzeichnetenFragen beantworten, stellt sodann die An-

a. dem Ertrage der Stiftungskapitalien und des sonstigen meldungen zusammen und legt solche nebst einem Gutachten
Anstaltsvermögens; des Vorstehers über die Bildungsfähigkeitder betreffenden Blin-

b—den Beiträgen, welche für die Zöglinge geleistet werden den mit Anträgenüber Ausnahme und Größe der Verpflegungs-
(§§. 13, 14, 15);

«

beiträge dem Oberschulrathe vor.

c. den Zuschüssendes Staates.
«

§. 11. Jeder interne Zögling hat bei seinem Eintritte ei-

Ill. Beaufsichtigung und Leitung. nen doppelten Anzug, 6 Hemden, 6 Paar Strümpfe oder Sok-

§«4- Die oberste Aufsichtsbehördeüber die Anstalt ist das ken, 6 Sacktücherund einige Halstüchermitzubringen. Weib-

Minisierium des Innern, welches die regelmäßigen aus der· liche Zöglinge müssen überdies mit 6 Schürzenversehen sein.
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Jm Falle gänzlicherArmuth des Aufzunehmenden hat der

Verpflichtete Armenverband die Anschaffung dieser Gegenstände
auf seine Kosten zu besorgen.
§.12. Die Kosten der Verbringung in die Anstalt und

der Abholung aus derselben sind von den Zöglingen selbst be-

ziehungsweise von Denjenigen zu tragen, welche für diese ein-

zutreten haben.
§. 13. Für jeden internen Zögling, der nicht einen stiftungs-

mäßigen Freiplatz erhalten hat, ist eine Vergütung der Ver-pfle-

gungskosten an die Anstaltskasse zu leisten.
Der Jahresbeitrag dieser Vergütung wird für die dem

GroßherzogthumeangehörigenZöglinge auf 300 Mark festgesetzt.
Der Oberschulrath kann unter Rücksichtsnahmeauf die Ver-

mögensverhältnisseeines Zöglinges beziehungsweise seiner El-

tern oder des unterstiitzungspflichtigen Armenverbandes, eine

Minderung desselben auf drei Viertheile, die Hälfte oder ein

Viertheil seiner Höhe bewilligen. ·

UnterstützungspflichtigeArmenverbände sollen mit einem

drei Viertheile obiger Vergütung übersteigendenBetrage für ei-

nen Zögling nicht belastet werden.

Jn dringenden Fällen können sie Von der Bezahlung des

Verpflegungsbeitrages durch das Ministerium des Innern be-

freit werden.

§. 14. Für Zöglinge,welchedem Großherzogthumenicht an-

gehören,wird der Verpflegungsbeitrag auf 400 Mark festgesetzt.
Nach Umständen kann das Ministerium»des Innern eine

Ermäßigungdesselben anordnen.

§. 15. Von den nicht in der Anstalt wohnenden Zöglin-
gen wird für die Theilnahme am Unterrichte ein Schulgeld von

60 Mark jährlich erhobenz das aber in geeigneten Fällen Von

dem GroßherzoglichenOberschulrathe theilweise oder ganz er-

lassen werden kann.

§.16. Die Verpflegungsbeiträgefür die in der Anstalt
wohnenden, wie das Schulgeld für die übrigen Zöglinge wer-«
den halbjährlichVorausbezahlt.

-- V. Bildungszeit.
§. 17. Die regelmäßigeBildungszeit der Zöglinge umfaßt

7 Jahre. Sie kann jedoch in einzelnen Fällen durch die Ober-«
schulbehördeum ein oder zwei Jahre verlängertwerden.

. vL Unterricht.
§.18· Der Unterricht, der an der Anstalt ertheilt wird,

erstreckt sich auf die in der Volksschulezur Behandlung kommen-

den Lehrgegenstände,wie und soweit sie für den Blinden zu- —·

gänglichsind, auf Handarbeiten (§. 1) und in geeignetenFällen
auf Jnftrumental-Musik.

»

Die Lehrziele,-dieVertheilung des Stoffes auf die verschie-
denen Stufen, die dem einzelnen Unterrichtsgegenstand zu wid-

mende Zeit bestimmt der Lehrplan, welcher von dem Oberschul-
rathe festgesetztwird.

-« VII. Prüfungen und Ferien.
§.19. Am Schlusse jedes Anstaltsschuljahres findet eine

öffentlichePrüfung statt. Nach derselben treten für die Dauer

eines Monate-s Ferien ein, welche die Zöglinge, wenn immer
thunlich, in der Heimath zubringen. Weitere Ferien Von nicht
über 14 Tagen, in welchen dieselben nur auf besonderes Ver-

langen der Eltern beziehungsweiseder Stellvertreter dieser sdie

Anstalt verlassen, legt der Oberschulrath auf eine geeignete Zeit
innerhalb des Schuljahres.

«

VlIL Entlassung der Zöglinge.
§; Lo. Die Entlassung der Zöglingenach vollendeter Bil-

dungszeit erfolgt jeweils nach abgehaltener Hauptprüfung Die

Entlassung eines Zöglinges vor Ablauf der Bildungszeit wird

auf Antrag des Vorstandes durch den Verwaltungsrath bezie-
hungsweise den Jnspektor Vorbehaltlich des Rekurses an den

Oberschulrath ausgesprochen.

Beilage zu §. 10 des Statuts für die GroßherzoglicheBlin-

denerziehungs-Anstalt.

Fragebogen zur Begründung des Gesuches um Auf-
nahme eines Kindes in die Großherzogliche Blinden-

erziehungs-Anstalt.

Vorbemerkungen.
I. Der Regel nach sind blinde Kinder erst nach zurückgeleg-

tem zehnten Lebensjahre aufnahmsfähig. Die Aufzuneh-
menden müssen,abgesehen von der Blindheit, körperlich
gesund und bildungsfähig sein.

II. Die Aufnahme findet, dringende Fälle ausgenommen,
jeweils nur im Anfange des Schuljahres statt.

Ill. Nach Beantwortung aller Fragen durch den Gemeinde-

rath und den Standesbeamten ist dieser Bogen dem

GroßherzoglichenBezirksarzte zur Ergänzung durch Bei-

fügung feiner Bemerkungen vorzulegen. Das Kind ist
dem Letzteren zur Körper- und Augen-Besichtigung und

zur Prüfung seiner Gesundheit und geistigen Fähigkeiten
vorzustellen.

IV. Das Statut für die GroßherzoglicheBlindenerziehungs-
Anstalt findet sich im Gesetzes- und Verordnungsblatt
von 1877 Nr. X., worauf im Allgemeinen zur Belehrung
Verwiesen wird.

"

1. Namen, Alter (Tag und Jahr der Geburt) und Heimath
des blinden Kindes.

2. Namen, Alter, Religion, Stand und Gewerbe der·Eltern.
. Wohnort derselben, Amt und Kreis.

4. Jn welcher Gemeinde besitzendie Eltern, beziehungsweise
der noch lebende Elterntheil —- bei uneheliehen Kindern
die Mutter —- den Unterstützungswohnsitz;oder wenn die
Eltern todt sind: in welcher Gemeinde besaß der zuletzt
verstorbene Elterntheil bei seinem Ableben den Unterstüt-
zungswohnfitz?

5. Wie stark ist ihre Kinderzahl, wie alt sind diese Kinder,
sind sie gesund, oder auch Blinde oder Kranke darunter?

6. Wann und auf welche Weise ist das Kind erblindet?

7. Giebt es noch mehr Blinde in der Verwandtschaft?
Wie sind diese erblindet?

8. Jst die Blindheit des Kindes vollkommen, oder einige
Sehkraft (Schein) vorhanden?

9. Sind Heilversuche, von wem und mit welchemErfolge
gemacht worden?

10. Wie ist fein Körper, feine Gesundheit beschaffen?
An welchen Krankheiten hat es gelitten?
Sind Zeichen einer ererbten oder erworbenen speziellen
Krankheitsanlage oder Dyskrasie, wie z. B. Skropheln,
vorhanden oder früher vorhanden gewesen?
Ist es geimpft und ohne Hautausschlag?

Il. Jst das Kind an Reinlichkeit und Ordnung gewöhnt?
Kann es im Haufe und außerhalb desselben ohne Füh-
rer gehen? -

12. Hat dasselbe schon die Ortsschule besucht oder andern

Unterricht erhalten und mit welchem Erfolge?
Wie sind seine geistigen Fähigkeitenbeschaffen?

13. Wurde das Kind zu einer Beschäftigungund zu welcher
angehalten?

CI



445 Bayern: Turnunterr. a. d. Lehrerbildungsanftalten.Vom Z. März 1777s

14. Besitztdas Kind angefallenes Vermögen und in welchem

Betrage?
lo. Welches-Vermögenbesitzendie Eltern:

a. in Liegenschaften?
b. in Fahrnissen?
c. welche Schulden haften darauf?

16. Welcher jährlicheBeitrag zu den Unterhalts- und Ver-

pflegungskosten kann und will geleistet werden:

a. von den Eltern?
b. von nicht ernährungspflichtigenVerwandten?
o. von andern Wohlthätern?

17. Jm Falle der Unvermöglichkeitdes Kindes und der El-

tern sind zum Zweckeder Festsetzungdes Beitrages des

untersttitzungspflichtigen Armenverbandes folgende wei-

tere Fragen zu beantworten:

a. Welche milde Fonds sind vorhanden, die zur Unter-

stützungder Armen der Gemeinde verpflichtet sind
und welche Summe können diese Fonds im Durch-
schnitte jährlichhierzu abgeben?

b. Wie viel Almend- und Gemeindegut besitzt die Ge-

meinde?

c- Wie viel Schulden hat sie?
d. Welche Bürgernutzungenbeziehen die Gemeindebtir-

ger und wie viel beträgt deren Werthanschlag?
e. Welche Umlagen werden von den Bürgernutzungen

bezahlt?
«

f. Wie hoch beliefen sich die Umlagen von 100 Mark

Steuerkapitalin den letzten drei Jahren für Gemein-

debedürfnifsenach dem direkten Steuerfuß?
g- Welches ist die Seelenzahl der Gemeinde?
h. Wie viel betragen die sämmtlichen umlagepflichtigen

Steuerkapitalien der Gemeindegenossen und wie viel
jene der Ausmärker?

Beantwortet den ten 18

Der·Standesbeamte: Gemeinderath:
Großherzoglicher Bezirksarzt:

KönigreichBayern.
Ministerial-Erlaß, den Turnunterricht an den Lehrerbildungsan-

stalten betreffend. Vom 3. März 1877.

Staatsministerium des Innern für Kirchen- und

Schulangelegenheiten. Jm Nachgangezur Ministerial-Ent-
schließungvom 21. Oktbr. v. J. Nr. 12,088 (Deutsche Schul-
ges.-Sammlung 1876 Nr. 47) wird Folgendes angeordnet:

Der Turnunterricht an den XPräparandenfchulenund Schul-
lehrerfeminarien ist vom Schuljahre 1877X78 an nach dem bei-

gesügtenProgramme zu ertheilen, welchesLehrziel,Lehrstoffund

Lehrgangdieses Unterrichtes regelt.
«

Für jeden Kurs der Präparandenschulewird vorerst eine,
für jeden Kurs des Schullehrerseminars werden zwei Wochen-
stUndenbestimmt.

«

Für die Lehrerinnenbildungsanstaltenhat es bei dem im
Statute und Lehrplane der einzelnenAnstalten festgestelltenPro-
grammsdes Turnunterrichtes fein Verbleiben.

DIFAnstellungsprüfungder Schuldienstexspektantenund Ex-
spektantmnenhat sich vom gedachtenZeitpunkte an zu erstrecken:

«I)auf die Darlegung der nöthigenKenntnisse in Syste-
matik und Methodikdes Volksschulturnens;

«
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2) auf die Darlegung der erforderlichen Turnfertigkeit.
Zu diesem Behufe ist die vollständigeAneignung und Be-

herrschung des Turnübungsstoffesder Knaben- und Mädchen-
volksschulevon den Prüfungskandidaten,der Mädchenvolksschule
allein von den Kandidatinnen- nachzuweisen.

Dies geschiehttheils durch Massenturnen mit Frei-, Ord-

nungs- und Stabiibungen, bei den Kandidatinnen außerdemnoch
mit Ball-Uebungen, theils durch Einzelturnen mit Uebungen am

Springel, Pferd, Barren, Reck,an den Leitern und Kletterstangen
bei den Kandidaten, mit Uebungen im kurzenund langen Schwung-
feile, am Barren, an den wagrechtenLeitern und an zwei Kletter-

stangen bei den Kandidatinnen. Für das Massen- und das Ein-

zelturnen ist indeß nur je eine der vorbezeichnetenUebungen
vornehmen zu lassen, deren Auswahl der Prüfungskommission
vorbehalten bleibt.

Z) auf die Darlegung der praktischenBefähigung zur Er-

theilung des Turnunterrichtes durch Abhaltung einer Probelektion
mit Schülern, beziehungsweiseSchülerinnen der Volksfchule.

Die hierbei vorzunehmendenUebungen werden gleichfalls
von der Prüfungskommissionbestimmt.

Aus jedem der drei Prüfungsgegenständeist eine Note zu

ertheilen und aus diesen Einzelnoten sodann die Gefammtnote
im Turnen festzustellen,wobei in zweifelhaftenFällen die Note

aus dem dritten Gegenstande den Ausschlag giebt.
Die Kommission für die Abhaltung der Anstellungsprüfung

der Schuldienstexfpektantenund Exfpektantinnen ist fiir die Folge
durch Beiziehung eines gepriiftenTurnlehrers zu verstärken,

welchem hierbei dieselbe Stellung wie dem Musik- und dem

Zeichnungslehrerzukommt.i
Jn das Priifungszeugnißder Schuldienst-Exspektantennnd

Exfpektantinnen sind die Einzelnoten und die Gesammtnote aus

dem Turnen aufzunehmen.
München,den Z. März 1877.

Dr. von Lutz.
.

r R
An

Komm » d s
«

Der Generalfekretär:
die . egierungen eri e Jn- . . .

nern, u. die Jnsstektionender Präpa- Mlmsterlalrath
randenfchulennSchultehrerseminarien. V· V ez o Id«

Nr. 26r8.

Programm des Turnunterrichtes für die Lehrerbildungsanstalten.
Vom Z. März 1877.

A. Präparandenfchule.

Lehrziel: Kräftigeund allseitigeAusbildung des Körpers-, feste

Haltung und Aneignung derjenigen Turnfertigkeit, welche
den Uebungsstoff der Knabenvolksschule sicher und voll-

ständig beherrscht. Pflege jugendlicher Frische und Fröh-
lichkeit.

I. Kurs. Die elementaren Freiiibungen. Leichtere ein-

fach kombinirte Bewegungen der Arme, des Rumpfes und

der Beine. Einfache Geh-, Lauf- und Hiipfarten.«Dauer-

gang und Dauerlauf. Schnellgang und Schnelllauf.

Qrdnungsübungem Bildung und Richtung der Reihen.

Abstandnehmen. Ziehen in verschiedenenGanglinien. Dre-

hungen. Reihungen in Paaren und Vierteihen.

Springen: Genaue Feststellungund Einübung der Springre-
gelu. Aneignnng eines regelrechten Sprunges. Klassenziel:
Hochsprung0,70 M., Weite 2,25 M., Tiefe 1,40 M.

Schwebebaum: Aufsteigenund Niederspringen. Stehen, Seit-

wärtsgehen, Vorwärtsgehen mit Nachstellen und Ueber-

schreiten des Fußes. Freiiibungen im Seitstande auf dem

Schwebebanm.
-
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Langes Schwungseil: Gehen, Laufen und Springen über das

ruhig gehaltene Seil. Uebungen aus dem Stand im Seile,

Durchlaufen aus dem Stand außer dem Seile. Einzeln-
zu Zweien und zu Vieren.

Eisenstab: Heben, Ueberheben, Stoßen, Schwingen, Uebun-

gen im Stiitz am Stabe.

Wagrechte Leiter: Hangstand. Uebungen durch und in den

Hang. Auch mit Beiordnung passender Beinthätigkeiten
nnd Drehungen. RegelrechterNiedersprung aus dem Hang.
Streckhang, Hangeln im Streckseithang an und von Ort

mit Nach- und Uebergreifen.
Reck: Die verschiedenen Griffarten. Hang und Hangeln. Sturz-

hang, Durchziige in demselben. Vorübungen zum Auf-

schwung, Versuchedes Klimmziehens und des Aufschwunges.
Eine Kletterstange (Klettertau): Uebungen im Hangstand

und durch den Beugehang. Uebungenin den Streck- und

Beugehang. Leichte Uebungen im Beugehang Vorübun-

gen zum Klettern. Kletterschluß. Aufklettern.
Zwei Stangen. Uebungen durch und in den Streck- und

·Beugehang. Kletterschluß. Aufklettern.
Varren (anfänglich erfetzbar durch den Stemmbalken). Ue-

bungen durch und in den Streck-, Seit- und Querstütz.
Liegestreckstütz.Regelrechter Streckquerstütz.Aufsitzen und

Aus-schwingen vor und hinter den Händen in verschieden-
sten Formen.

Pferd (vielfach ersetzbar durch den Stemmbalten). LeichteAuf-
sitze und Abschwünge.Regelrechter Sitz.s Einfache Uebun-

gen aus dem Sitze.
Spiele: Kampf- und Ballspiele. Außerdem:Katz und Maus.

Was thust Du in meinem Garten? Schwarzer Mann.

Schlaglaufen. Komm’ mit! Diebschlagen.
11.Kurs. Fortführung und Erweiterung der Freiübun-

gen. Regelrechter Schritt. Anstrengendere Geh-, Lauf-

»undHüpfübungen. Dauergang und Dauerlauf. Schnell-
gang und Schnelllaus. Verbindungen der Frei- und Ord-

nungsübungen (auch Ball- und Stabübungen) zu Kna-

benreigen.
Ordnungsübungem Reihungen und Schwenkungen der Rei-

hen. Umstellen der Linie zur Säule und umgekehrt.
Springen: Fortbildung und Steigerungen des regelrechten

Sprunges. Klassenziel: Höhe 0,80 M., Weite 2,40 M.,
Tiefe 1,80 M.

Schwebebaum: Aufsteigen und Niederspringen. Vor- und

Rückwärts-gehenin verschiedenen Anordnungen. Freiübun-
«

gen im Querstand auf dem Schwebebaume.
Langes Schwungseil: Hüpsübungen aus dem Stand im

Seile, Einzeln, zu Zweien, zu Vieren.

Eifenstabübungen: Heben, Ueberheben, Stoßen, Schwingen,
Fällen und Winden des Stabes in den verschiedensten An-

ordnungen. Uebungen Zweier mit zwei Stäben.
Wagrechte Leiter: Die vorjährigenUebungen. Dann Han-

geln im Querhange an Holmen und Sprossen mit Nach-
und Uebergreifen. Griffarten. Uebergehen aus einem

Griffe in den andern. Klimmziehem
Reck: Felg-Aufschwung. Knieausschwung. Auszüge,Klimmziehen.

—-

Eine Stange (Tau): Klimmziehen mit und ohne Kletter-·
schluß. Klettern in verschiedenen Takt- und Griffarten.
Dauerklettern. Wettklettern.

Zwei Stangen: Klimmziehen mit und ohne Kletterschluß—
Ausklettern in verschiedenen Kletterschlüssen.·Wander-,
Wett- und Dauerklettern. U
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Barren: Regelrechter Schwung im Streckstütz.Aufsitze und

Ausschwüngevor und hinter den Händen. Auch mit Dre-

hungen. Verbindungen der Aussitzeund Ausschwüngeun-

ter einander zu schwierigerenUebungsformen. Stützeln.
Pferd: Leichte Aussitzeaus dem Seitstand am Pferde und aus

dem Stand hinter dem Pferde. Fortsetzung der Uebungen
aus dem Sitze. Versuche zu Langsprüngen

Spiele: Kampf- und Ballspiele Die vorigjährigen Spiele.
Dazu Jagd und Schneidezeck.

Ill. Kurs-. Freiübungen: Zusammengesetztereund anstren-
gendere Uebungssormen. Auch in Verbindung mit Ord-

nungsübungen. Regelrechter Schritt. Dauergang und

Dauerlauf. Schnellgang und Schnelllaus.
Ordnungsiibungem Reihungen zu Schräg-, Winkel und of-

fenen Reihen. Schwenken ohne Handfassungen. Schräg-
und Winkelzüge. Vor- und Hinterziehen der Reihen in

Schräg- und Winkelzügen.
Schwebebaum: Aufsteigen und Niedersprünge·Gehen, Lau-

sen und Hüpfen auf dem Schwebebaume. Auch mit bei-

geordneten Arm- und Beinthätigkeiten. Frei-, Eisenstab-
und Ballübungen im Stand aus dem Schwebebaume. Set-

zen über den Schwebebaum in verschiedenen Springarten.
Langes Schwungseil: Die Hiipfübungendes vorigen Jah-

res mit Einlaufen aus dem Stand außer dem Seile. Lau-

fen und Springen über das fußwärts entgegengeschwun-
gene Seil.

«

Eisenstab: Die vorjährigen Uebungen in neuen und schwie-
rigeren Zusammenstellungen. Stabgriffe. Weit- und Ziel-
würfe. Stabreigen.

Springen. Gesteigerter regelrechter Sprung. Der Absprung
wird rechts und links geübt. Höhe0,85 M., Weite 2,75 M.,
Tiefe 2 M.

Wagrechte Leiter: Hangeln im Streck- und Beugehang in

verschiedenen Griffarten und an verschiedenen Griffslächen.
Hangeln mit Schwung. Dauerhangeln. Klimmziehen.

Reck: Klimmziehen. Aufschwiinge mit verschiedenen Griffen.
Knie-, Bauch- und Kreuzwelle. Stützhang iind Uebungen
im Stützhang

Eine Stange (Tau): Klimmziehen, Klettern in verschiedenen
Griff- und Taktsormen. Wett- und Dauerklettern. Aus-

hangeln.
Zwei Stangen. Klimmziehen, Ausklettern in verschiedenen

Griff- und Taktformen. Wett- und Wanderklettern. Aus-
hangeln im Streck- und Beugehang. Hanghiipfen.

Barren: Schwierigere Verbindungen der vorjährigenUebungen.
Stützhiipsen. Unterarmstütz.Uebungen im Unterarmstiitz.
Vorübungen zum Beugestütz.

Pferd: Leichte Uebersprünge. Verbindungen von Uebungen
aus dem Sitz. Hock-und Langsprünge.

Spiele: Kampf- und Ballspiele. Bärenschlapp, Jagd, Tag
und Nacht, Barrlaus.

B. Schullehrerseminar
«

-

Ziel: Kräftigung und allseitigeAusbildung des Körpers-. Pflege
jugendlicher Frische und Fröhlichkeit Die Fertigkeit, die

Turniibungen der Volksschule mustergiltig ausführen und

das Verständniß, sie richtig bezeichnen, entwickeln und be-

fehlen zu können. Einführung in die Uebungen des Mäd-

chenturnens. Fertigkeit in der Ertheilung von Turnunter-

richt an Knaben und an Mädchen.
1.Kurs. Ausbildung der bisher erlangten Turnfertigkeit,

insbesonders gewissenhafte Wiederholung und Einübung
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des in der Präparandenschule behandelten Turnübuugs-
ftoffes, dazu Bekanntmachung mit den leichteren Frei- und

Ordnungsübungender Mädchen,einigen Reigen, Ballübun-

gen, Ballreigen, leichten Uebungen im kurzen SchWUUgfeil
und mit dem Stabe. Zur Steigerung der eigenen Turn-

sertigkeit werden zahlreiche Uebungen am Springel- Mit

dem Eisenstabe, am Barren, am Pferde, an den Kletter-

stangen und am Recke vorgenommen. Außerdem Ball-,
Kampf- und Lauffpiele.

Die Zöglinge erhalten einen kurzen Unterricht über
Wesen und Aufgabe, Systematik und Geschichtedes Kna-

ben und Mädchenturnens der Volksschule, wie über den

Bau des menschlichen Körpers und den Einfluß des Tur-

nens auf seine wesentlichsten Funktionen.
II. Kurs. Steigerung der eigenen Turnfertigkeit an den vor-

genannten Geräthen. Dazu Behandlung komplizirterer
Frei- und Ordnungsübungen der Mädchen, schwierigerer
Reigen, Ballübungen, Ballreigen, Uebungen im kurzen
Schwungseile und mit dem Stab.

AußerdemBall-, Kampf- und Laufspiele.
Die Zöglinge werden mit der Methodik des Turnun-

terrichies, wie mit der Anlage und Einrichtung von Turn-

stätten, dem Bau und dem Gebrauch der Turngeräthever-

traut gemacht. Häufigeund ergiebige Uebungen in der

Ertheilungvon Turnunterricht an der Seminarübungsschule.

Bemerkung. Zöglinge der beiden Seminarkurse,welche auf
Grund eines ärztlichenZeugnisses vom Turnen dispensirt
sind- können von der Anwesenheit in der Turnstunde und
von dem theoretischen Unterrichte nicht befreit werden.

Königreichpreußen
Gesetz, betreffend die Kosten, Stempel und Gebühren in Vor-

mundschaftssachen. Vom 21. Juli 1875.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c.

verordnen, mit Zustimmung der beiden Häuser des Lantages
Unserer Monarchie, was folgt:

Artikel 1.

Die §§. 41——46 des Tarifes zu dem Gesetzeüber den An-

satz nnd die Erhebung der Gerichtskostenvom 10. Mai
1851 (Gesetz-Samml. S. 622),

der Artikel 19 Nr. 1 des Gesetzes,betreffend einige Abän-
derungen des Gesetzesvom 10. Mai 1851, vom 9. Mai
1854 Gesetz-Samml. S. 273),

der §. 13 Litt. A. B. O. der Verordnung vom 30. August
1867, betreffend den Ansatz und die Erhebung der Ge-

richtskosten 2c. in den HerzogthümernHolsteinund Schles-
wig (Gesetz-Samml. S. 1369),

der §. 13 der Verordnung vom 30. August 1867, betref-
fend den Ansatz und die Erhebung der Gerichtskosten2c.

in dem vormaligen KurfürstenthumeHessen (Gesetz-
Samml. S. 1385),

der §. 16 der Verordnung vom 30. August 1867, betref-
fend den Ansatz und die Erhebung der Gerichtskosten 2c.

in dem vormaligen Herzogthume Nassau 2c. (Gesetz-
Samml. S. 1399),

derArtikel XIV. des Gesetzes, betreffend die Gerichtskosten
Im Bezirkedes Appellationsgerichts zu Wiesbaden, vom
7« März 1870.(Gesetz-Samm1. S. 193),

Werden- mit Vorbehalt der ferneren Anwendung des bisherigen

§. 43 des Tarises zu dem Gesetzevom 10. Mai 1851, im Falle
des §. 47 desselben,durch nachstehendeParagraphen ersetzt:
§. 41. A. Bei den zur Wahrnehmung einzelner Geschäfte

eingeleiteten Pflegschaften und im Falle der Bestellung eines

Gegenvormundes neben dem gesetzlichenVormunde sind nach
dem Werthe des Gegenstandes zu erheben:

·

1) von je 50 M. des Betrages bis zu 300 M.,
2) von je 150 M. des Mehrbetrages bis zu 600 M.,
Z) von je 300 M. des Mehrbetrages bis zu 1500 M.,
4) von je 500 M. des Mehrbetrages bis zu 3000 M.,
5) von je 1000 M. des Mehrbetrages bis zu 15,000 M.,

fünfzigPfennige,
6) von dem Mehrbetrage bis zu 30,000 M.,
7) von dem Mehrbetrage bis zu 60,000 M.,

je drei Mark,
"

8) von dem Mehrbetrage sechs Mark.

Diese Sätze kommen jedoch bei Pflegschaften nur insoweit
zum Ansatze, als nicht rücksichtlichder Person, in deren Inte-
resse ein Pfleger bestellt wird, eine Vormundschaft oder Pfleg-
schaft eingeleitet oder einzuleiten ist, aus welche die folgenden
Bestimmungen Anwendung finden.

-Dieselben Sätze sind von dem Kapitalbetrage des Vermö-

gens des Mündels zu erheben, wenn die gesetzlicheVormund-

schast über einen Großjährigen in Folge der Anordnung des

Vormundschaftsgerichtes eintritt. Wird später eine andere Vor-

mundschaft eingeleitet, so ist der erhobene Betrag auf die Ko-

sten derselben anzurechnen
§. 42. B. Bei anderen Pflegschaften und bei Vormund-

fchasten, mit Ausnahme der gesetzlichenVormundschaft, ist von

dem Kapitalbetrage des Vermögensdes Mündels, auf welches
sich die Pflegschaft oder Vormundschaft erstreckt, insofern dasselbe
über 150 M. beträgt (§. 7 Nr. 5 des Gesetzes vom 10. Mai

1851), zu erheben:
1) von je 50 M. des Betrages bis zu 300 M.,
2) von je 100 M. des Mehrbetrages bis zu 600 M.,
Z) von je 150 M. des Mehrbetrages bis zu 1500 M.,
4) von je 300 M. des Mehrbetrages

fünfzig Pfennige.
§. 43. Außerdem ist zu erheben:
C. Von den jährlichenRevenüen desjenigen Vermögens,

über dessen Verwaltung dem Vormundschastsgerichte Rechnung
gelegt werden muß:

1) von je 20 M. des Revenüenbetragesbis zu 300 M.,
2) von je 30 M. des Mehrbetrages bis zu 600 M.,
Z) von je 60 M. des Mehrbetrages bis zu 1500 M.,
4) von je 120 M. des Mehrbetrages

»

zwanzig Pfennige-
Dabei werden statt der Berechnung die jährlichenRevenüen

zu 3 Prozent des Kapitalvermögens nach Abzug der Schulden
angenommen und das angefangene Kalenderjahr sowohl am

Anfange als am Ende der Verwaltung voll gerechnet.
§. 44. Für Verhandlungen und Verfügungen,welche von

den Vormundschaftsgerichtenals solchen oder behufs Sicherstel-
lung, Verwaltung oder Beaufsichtigung des Vermögens des

Mündels von den Erbtheilungsbehördenvorgenommen oder er-

lassen werden, ingleichen für die Auseinandersetzung über den

Nachlaßdes Vaters oder der unehelichen Mutter oder desjeni-
gen, durch dessen Tod die Vormundschast oder Pflegschast nö-

thig geworden ist, einschließlichder Ermitteluug des Nachlasses
und des Erbeslegitimationsverfahrens, dürfen bei Vormund-

schastenund bei Pflegschasten neben den in den §§. 42, 43 be-
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stimmten Kostenbeträgennur die etwa entstehenden baaren Aus-

lagen und Kalkulaturgebührenund die Kosten eines etwa ge-

richtlich aufgenommenenVermögensverzeichnifsesangesetztwerden.

§. 45. Für die Ermittelung und die Theilung eines an-

dern Nachtlafsesund für das Erbeslegitimationsverfahren zu

demselben kommen besondere Kosten nach Maßgabe der gelten-
den Vorschriften in Ansatz.
§. 46. Sind bei einzelnen Geschäften,für welche dem Mün-

del besondere Kosten nicht angesetzt werden dürfen, andere Per-
sonen betheiligt, so müssendiese die für solcheGeschäfte in an-

deren Fällen bestimmten Kosten nach dem Verhältnisse ihres
Antheiles entrichten.

Artikel 2.

Die Vorschriften des §. 7 des Gesetzes vom 10. Mai 1851

finden in dessen Geltungsbereiche auch auf die unter Vormund-

schaft stehenden tauben, stummen und blinden Personen An-

wendung.
i

Artikel 3.

Die nach Art. l abgeänderten §§. 41-—44 des Tarifes zu

dem Gesetzevom 10. Mai 1851 treten auch die für Hohenzol-
— lernschen Lande an Stelle der bisher geltenden Vorschriften als

Theile des Gesetzes vom 10. Mai 1851 in Kraft.
. Artikel 4.

Die nach Art.1 abgeänderten§§. 41—46 des Tarifes zu

dem Gesetze Vom 10. Mai 1851, der nach Art. 2 ausgedehnte
§. 7 des Gesetzes vom 10. Mai 1851, soweit derselbe auf die

in Vormundschaftssachen zu erhebenden Kostensich bezieht, und

der §. 10 Nr. 3 desselben Gesetzes (Anlage) treten auch für die

Provinz Hannover an Stelle der bisher geltenden Vorschriften
mit den folgenden Bestimmungen in Kraft.

"

§. 1. Die Berechnung der Kosten nach den Sätzen des

Tarifes erfolgt dergestalt, daß die vollen Sätze, welche für Be-

träge von 20, 30, 50 M. u. s. w. bestimmt sind, auch für die

nur ,angefangenen Beträge entrichtet werden.

§. 2. Neben den nach diesem Gesetze zu erhebenden Ko-

stensätzensind weder Schreibgebühren,noch Gebühren oder

Porto für Zustellungen oder Behändigungen,noch Aufrufsge-
bühren, noch Gebühren für einfache auf Anfrage ergehende Be-

scheide, für die wegen Beseitigung vorläufiger Anstände erge-

henden Zwischenverfügungenund für die Abhaltung von Ter-

minen zu entrichten.
« Für Befcheide auf unbegründeteGesuche oder Beschwerden
außerhalb einer eingeleiteten Vormundschaft oder Pflegschaft
und für vereitelte Termine werden die Gebühren nach Maß-
gabe der bisherigen Bestimmungen besonders erhoben.
§. Z. Durch die Tarifsätze werden zugleich die Stempel-

abgaben gedeckt, welche auf Grund der nach dem Gesetzewe-

gen Aenderung der Stempelsteuer vom 24. Februar 1869 (Ge-
fetz-Samml. S. 366) §§. 1, 2 und dem Gesetze, betreffend die

Aufhebung 2c. gewisser Stempelabgaben, vom 26. März 1873

(Gesetz-Samml. S. Isl) §. 2 in Kraft gebliebenen älteren Vor-

schriften zu erheben waren.

§. 4. Hinsichtlichder Zahlung von Kostenvorschüssen,der

Kostenstundung und der Kostenbefreiung, sowie hinsichtlich der

Erledigung von Beschwerdenüber den Ansatz und über die ver-(

weigerte Stundung oder Niederschlagung der Kosten kommen
die bisher in Vormundschaftssachen geltenden Vorschriften zur

Anwendung, soweit dieselben nicht durch §. 7 des Gesetzesvom
s

10. Mai 1851 abgeändertwerden. .

«

§. 5. Insoweit nach den vorstehenden Bestimmungen
Schreib-, Zustellungs- und Aufrussgebühren von den Betheilig-

ten nicht zu entrichten sind, werden den auf den Bezug solcher
GebührenangewiesenenBeamten aus der Staatskasse ohne Rück-

sicht auf den Eingang des Kostenpauschquantums vergütigt:
1) an Schreibgebührenfür jeden Bogen fünfundzwanzig

Pfennige.
Dabei werden 96 Zeilen Schrift, die Zeile zu 12 Sil-
ben gerechnet, einem Bogen Schreibwerk gleich geach-
tet und nur angefangene Bogen, ingleichen Schrift-
stiicke von geringerem Umfange als einem Bogen wie

volle Bogen vergütigt;
2) für die Vornahme von Behändigungen oder Zustellun-

gen fünfundzwanzigPfennige.
Diese Gebühr wird um zwanzig Pfennige erhöht, wenn

die Zustellung an die Partei außerhalb des Ortes,
wo der Zustellungsbeamte seinen Wohnsitz hat, be-

wirkt werden muß;
Z) an Aufrufsgebührenfür jeden Termin dreizehn Pfennige.

Diese Gebühren werden nicht gezahlt, wenn der Mündel

zur Zeit der Schreibarbeit, der Behändigung, der Zustellung
oder des Aufrufes nicht mehr als das ihm nach §. 7 Nr. 5 des

Gesetzes vom 10. Mai 1851 zu belassende Vermögen hat.
Bis zur Höhe der gezahlten Gebührenwerden die nach den

§§. 42,—43 des Tarifes zu erhebenden Kosten nachMaßgabe des

zur Zeit vorhandenen Vermögens des Mündels sofort erhoben.
— Artikel 5·.

Jn dem bisherigen Geltungsbereichedes Gesetzesvom 10.

Mai 1851, mit Ausnahme des Bezirkes des Justizsenates zu
Ehrenbreitftein und der Hohenzollernschen Lande, kommen die

Vorschriften dieses Gesetzes zur Anwendung, soweit nicht die zu

erhebenden Kosten bereits festgesetztsind oder die Vormundschaft
oder Pflegschaftdes"betheiligtenMündels bereits beendigt ist.

Der von den Reveniien des Vermögens des Mündels zu

erhebende Kostenbetrag wird jedoch für die Zeit bis zum Ende
des Jahres 1875 nach den bisherigen Vorschriften berechnet.

Artikel 6.

Jn dem Bezirke des Justizsenates zu Ehrenbreitsiein, in den

HohenzollernschenLanden und in der Provinz Hannover kommt
bei den noch nicht beendigten Vormundschaften oder Pflegschaf-
ten der Betrag der nach den bisherigen Vorschriften in Ansatz
gebrachten oder zu bringendeu Kosten, Stempel und Gebühren
auf die nach den §§. 41, 42 des Tarifes zu dem Gesetzevom

10. Mai 1851 zu erhebenden Kosten in Anrechnung, soweit
- nicht jene Kosten, Stempel und Gebühren lediglich bei der Re-

vision und Abnahme der von dem Vormunde oder Pfleger ge-

legten Rechnung entstanden find oder nach den Vorschriften der

§§. 44——46 des Tarifes neben den in den §§. 42, 43 desselben
bestimmten Kosten zu erheben gewesenwären.

Die in §. 43 des Tarifes bestimmten Kosten sind auch für
das Jahr 1875 zu erheben, wenn die Vermögensverwaltung
bereits in diesem Jahre bestanden hat und noch nicht been-

digt ist. -"

Jst die Verwaltung bereits beendigt, so finden bei der Re-

vision und Abnahme der Rechnung die bisherigen Vorschriften
Anwendung.

Artikel 7.

Die Gebührentaxe für die Friedensgerichte im Bezirke des

Appellationsgerichtshofes in Köln vom 23. Mai 1859"(Gesetz-
Samml. S. 309)· wird durch folgende Vorschriften ergänzt.
§. 1. Der Friedensrichter erhält die in Artikel I der Taxe

i bestimmte Vokatiousgebiihr bei den Entscheidungenüber Anträge:
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1) auf Ertheilung der nach §§. 41, 42, 48 der Vormund-

schaftsordnung erforderlichen Genehmigung des Vor-

mundschaftsgerichtes,
2) auf Großjährigkeitserklärung(ebenda §§. 61- 97)-
§. L. Der Friedensrichter erhält die in Art. 2 der Taxe

bestimmte feste Gebühr von einer Mark und fünfzigPfennigen
für die Verpflichtung des Vormundes oder des Gegenvormundes
oder des Pflegers oder der Mitglieder eines Familienrathes.
Für die bei Einleitung der Vormundschaft oder Pflegschaft

und für die bei Einsetzungdes Familienrathes erfolgende Ver-

pflichtung mehrerer Personen erhält der Friedensrichter die Ge-
bühr nur einmal.

.

§. Z. Der Friedensgerichtsschreiber erhält für seine Theil-
nahme an den in den §§. l, 2 bezeichneten Geschäftenzwei
Dritttheile der dem Friedensrichter bewilligten Gebühren.

Artikel 8.

In dem Bezirkedes Appellationsgerichteszu Frankfurt a. M.
sind die zu den Approbationsdekreten der Kuratelrechnungen er-

forderlichen zweimaligen Stempel nach dem Betrage desjenigen
Vermögens,über dessenVerwaltung dem Vormundschaftsgerichte
Rechnunggelegt werden muß, bei Einreichung der Vormund-

schastsrechnungzu den Akten zu verwenden.

Artikel 9.

Dieses Gesetztritt am l. Januar 1876 in Kraft
Urkundlichunter Unserer HöchsteigenhändigenUnterschrift

und beigedrücktemKöniglichenJnsiegel.
Gegeben Witdbad Gastein, den 21. Juki 1875.

» »

(L—S-) Wilhelm.
FUM v. Bismarck. Camphausen. Leonhardt. Falk.

v. Kameke. Achenbach

Ministerial-Erlaß, die Habilitation als Privatdozent der Land-
wirthfchaft an einer höherenlandwirthfchaftlichenLehranstalt be-

treffend. Vom 18. Mai 1877.

Berlin, den 18. Mai 1877.
Die Habilitation als Privatdozent der Landwirthschaft an

einer höheren landwirthschastlichen Lehranstalt kann erst zwei
Jahre nach Absolvirung des akademischenStudiums stattfinden.

Das Gesuch um Zulassung zur Habilitation ist an den Di-
rektor der betreffenden Anstalt zu richten. Diesem Gesuche sind
beizufügen:

a. das Maturitätszeugnißeines Gymnasiums oder einer

Realschuleerster Ordnung;
·

b. ein Zeugniß über ein mindestens dreijähriges Studium

auf höheren landwirthschaftlichen Lehranstalten oder Universi-
täten, wobei von der Gesammtstudienzeit auf letztere mindestens
ein Jahr gefallen sein muß;

e. der Nachweis einer mindestens zweijährigen praktischen
landwirthschaftlichenThätigkeit; .

d. das Doktordiplom, durch Promotion nach«mündlicher
Prüfung und auf Grund einer gedruckten Dissertation an einer

deutschenUniversität erworben;
·

e. die Doktordissertation und
·

« »k.eine Habilitationsschrift. Die Stelle derselben können
sonstige eigene wissenschaftlicheArbeiten im Manuskripte oder
Druck vertreten.

Nachdemder Direktor das Gesuch nebst Anlagen bei dem

Lehretkvllegiumder Anstalt hat zirkulirenlassen, entscheidet das

Lehrerkollegiumdarüber, ob der Betreffende auf Grund der in
den Anlagen des Gesuches dokumentirten Kenntnisse und wis-
senschaftlichenReife zu dem Habilitations-Examenzuzulassen ist. i

· Dieses Habilitations-Examen erfolgt in der Form einer

vor dem Lehrerkollegium zu haltenden Probevorlesung und ei-

nes hieran sich anschließendenKolloquiums.
Das Thema zu der Probevorlesung wird von dem Leh-

rerkollegium aus mindestens drei von dem Kandidaten einzu-
reichenden Vorschlägenausgewählt.

Das Kolloquium, an welchem alle Mitglieder des Lehrer-
kollegiums Theil zu nehmen berechtigt sind, und welches unter

der Leitung des Direktors stattfindet, soll im Wesentlichen aus
den Jnhalt des Vortrages und der wissenschaftlichenArbeiten
des Kandidaten beschränktsein und, neben den Kenntnissen des

Kandidaten, die Selbstständigkeitdesselben in seinen Ansichten
und seine Fähigkeitzu eigener wissenschaftlicherThätigkeit er-

weisen. «

Nach geschlossenemKolloquium entscheidet das Lehrerkolle-
«

gium, ob der Kandidat als Privatdozent an der betreffenden
Anstalt zugelassen werden könne,worauf der Direktor dem Kan-
didaten die entsprechende Mittheilung macht.

Ueber jede Habilitation ist dem Minister für die landwirth-
schastlichen Angelegenheiten unter Vorlage der oben angeführ-
ten Schriftstückeund näherer Ausführung über den Verlauf der

Probevorlesung und des Kolloquiums Bericht zu erstatten.

Dispensation von einzelnen der oben aufgestellten Bedin-

gungen kann nur auf Vorschlag des Lehrerkollegiums und mit

ausdrücklicherBewilligung des Ministers für die landwirth-
schaftlichen Angelegenheiten erfolgen.

Der Minister für die landwirthschastlichen Angelegenheiten
Friedenthal.

Königreich Sachsen.
Verordnung, eine Konfirmations-Ordnungbetreffend.

Vom 12.- Mai 1877.

Unter Zustimmung der in Evangelieis beauftragten Staats-

minister und im Einverständissedes KöniglichenMinisteriums
des Kultus und öffentlichenUnterrichtes hat das unterzeichnete
evangelisch-lutherischeLandeskonsistorium die nachstehende

Konfirmations-Ordnung
zur Nachachtung für die evangelisch-lutherischenGeistlichen des

Landes aufgestellt: .

§. I. . Die Konfirmation der Kinder der- evangelisch-luthe-
rischen Kirche ist von einem ordinirten Geistlichen dieser Kirche
zu vollziehen.

"

Als hierzu zuständigerGeistlicher ist in der Regel der Geist-

«
liche der Parochie zu betrachten, in welcher das Kind sich we-

Zsentlich aufhält.
Jn Parochien mit mehreren Geistlichen richtet sich die Zu-

ständigkeitderselben zur Konfirmation nach dem desfalls beste-
henden Lokalftatute oder Herkommen.

Nicht minder bewendet es in denjenigen größeren,mehrere
Parochien umfassenden Orten, in welchen bezüglichder Annahme
der Konfirmanden der Parochialverband nicht streng festgehalten
wird, bei den-hierüber festgestellten lokalstatutarischen Bestim-
mungen oder bei dem desfalls bestehenden Herkommen.

Die wegen Annahme der Kinder zur Konfirmation erfor-
lichen Erörterungenhat der zuständigeGeistliche vorzunehmen.
§. 2. Zur Konfirmation sind alle in der Parochie sich we-

sentlich aufhaltende Kinder zuzulassen, welche
-

a) getauft sind,
b) den christlichen Religionsunterricht nach dem Bekennt-

nisse der evangelisch-lutherischenKirche empfangen, und
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c) die zur Konfirmation erforderliche religiöse Reife er-

langt haben.
Ueber die Erfüllung der Bedingung unter c hat der nach

§. 1 zuständigeGeistliche zu entscheiden, während der Nachweis
der Erfüllung der«Bedingungen unter a und b nöthigenfalls
durch pfarramtliche Zeugnisse oder in sonstiger glaubhafter Weise

zu führen ist.

§. Z. Einer fremden Parochie angehörige Kinder dürfen
nur nach Beibringung einer schriftlichen Genehmigungsbeschei-
nigung des dasigen Geistlichen unter die Konfirmanden aufge-
nommen werden.

§. 4. Unter den §. 2 a, b, c erwähnten Voraussetzungen
können auf Antrag der Erziehungsberechtigten auch Kinder Von

Eltern anderen christlichen Glaubensbekenntnisses, desgleichen
Kinder aus gemischten Ehen und Von Dissidenten zur Konstr-
mation zugelassen werden, sofern, was Kinder aus Eben evan-

gelischer und katholischer Glaubensgenossen anlangt, den Vor-

schriften der Gesetze vom 1. November 1836 (Seite 299 fg.
X

des Gesetz-und Verordnungsblattes vom Jahre 1836) und be-

ziehentlich vom 2. November 1848 §. 11 (Seite 206 des Ge-

setz- nnd Verordnungsblattes vom Jahre 1848), sowie was

Kinder von Dissidenten betrifft, den Vorschriften des Gesetzes
vom 20. Juni 1870 §. 20, al. 2 (Seite 220 des Gesetz- und

Verorduiingsblattes vom Jahre 1870) genügt ist.

§. 5. Unter derselben, zu §. 2 a, b, o gedachten Voraus-

setzung sind Kinder in der Regel nach erfülltem achtjährigen
Schulbesuche zur Konfirmation zu bringen-

Do können unter lei er Voraus-se un S üler aus der .

. . . . .ch g ch O tz g ch
T;nate Oktober zu beginnen und in wöchentlich zwei Stunden bis

einfachen Volksschule, falls sie nach §. 4, al. 6 des Volks-

schulgesetzes vom 26. April 1873 (Deutsche Schulges.-Samm-
lung 1873 Nr. 24 u. ff.) einen Erlaß von der gesetzlichenSchul-
zeit erlangt haben, zur Konfirmation zugelassenwerden, ohne
daß es hierzu einer besonderen kirchlichenDispensation bedarf,

während diejenigen Schüler derselben Schule, welche nach §. 4-

Abf. 7 des Volksschulgesetzesvom 26. April 1873 noch ein Jahr
weiter die Schule zu besuchen haben, erst bei ihrer Entlassung
aus derselben zu konfirmiren sind. Schülern der mittleren

und höheren Volksschule oder auch der Privatschulanstalten
wird nach erfülltem 14. Lebensjahre, auch wenn sderen Schul-

, zeit sich über dieses Alter hinaus erstreckt, unter der eingangs-
gedachten Voraussetzung die Zulassung zur Konfirmation nicht
zu versagen sein. Es kann jedoch die Letztere auf Antrag-der
Erziehungsberechtigten auch bis zur Zeit ihrer wirklichen Ent-—

lassung aus der Schule verschoben werden.

Den Zöglingen der höheren Unterrichtsanstalten,
namentlich der Gymnasien und Realschulen, sowie allen denen,
die über das 14. Lebensjahr hinaus in Privatschulen oder im

Hause einen gleichartigen Unterricht empfangen, ist ein Aufschub
des Konfirmationstermines bis zum vollendeten 17. Lebensjahre
nachgelassen.

Wird die Konfirmation über den in den vorstehendenBestim-
mungen festgesetztenTermin hinaus ohne genügenden Grund

verzögert, so ist nach Maßgabe des Kirchengesetzesvom 1. De-

zember 1876, einige Bestimmungen über die Aufrechterhaltung
kirchlicher Ordnung betreffend (Seite 712 fg. des Gesetz- und

Verordnungsblattes vom Jahre 1876), zu verfahren.
. §. 6. Gebrechliche,geistigunreife, nicht vollsinnige, schwach-

und blödsinnige,sowie taubstumme Kinder sind, wenn sie nach
dem pflichtmäßigenErmessen des zuständigenGeistlichen die zur
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Konfirmation erforderliche geistige Empfänglichkeitnicht haben,
nicht zu konfirmiren. Doch mögen geistesschwacheKinder, wenn

sie wenigstens einige Erkenntniß der drei Artikel des christlichen
Glaubens erlangt haben, von der Konfirmation nicht ausge-
schlossen werden-

Bei Kindern der vorgedachten Art, »die in öffentlichenEr-

ziehungsanftalten untergebracht sind, bewendet es bei den des-

falls aufgestellten Regulativen.
§. 7. Ueber sämmtliche, ihm überwiesene Konfirmanden

hat der zuständigeGeistliche auf Grund der bei ihm erfolgten
Anmeldungen unter Benutzung der Konfirmandenlisten, welche
ihm von den Lehrern, beziehentlich den Direktoren der öffent-

lichen Privat- und Hauslehrer-Schulen rechtzeitigzugehen wer-

den, ein Verzeichnißnach dem Schema unter )) anzufertigen
und fortzuführen.

Dieses Verzeichniß(Konfirmandenbuch) ist zu der Akteure-

positur der betreffenden geistlichen Stelle zu nehmen«

§. 8. Der Konfirmation hat ein Vorbereitungsunterricht
(Konfirmandenunterricht) vorauszugehen, der (wenn nicht um

besonderer Umstände willen in einigen höheren Unterrichtsan-
stalten ausnahmsweise von der obersten kirchlichen Behörde et-

was Anderes genehmigt worden ift) von dem zuständigenGeist-

lichen in seiner Amtswohnung, in Ermangelung eines geeigne-
ten Lokales in letzterer aber in einem anderen, von der Kirchen-
gemeinde zu befchaffenden geeigneten Lokale zu ertheilen ist.

Dieser Unterricht hat, nachdem sein Anfang am letzten
Sonntage des Monats September beim Hauptgottesdienste in

der Kirche von der Kanzel aus abgekündigt worden ist, im Mo-

zu der dem Konfirmationsakte selbst vorausgehenden Woche zu

erfolgen.
Zu demselben find die ungetauft gebliebenen Kinder, falls

sie in der Schule den Religionsunterricht nach dem Bekennt-

nisse der evangelisch-lutherischen Kirche empfangen haben, her-
beizuziehen, obschon sie, so lange sie nicht getauft sind, zur

Konfirmation selbst nicht zugelassen werden dürfen.

«

§. 9. Die Auswahl der Tageszeit für den Konfirmanden-
unterricht ist zwar dem zuständigenGeistlichen zu überlassen.
Doch fordert es die Rücksichtauf die Schule, daß für den vor-

gedachten Unterricht zunächstschulfreie Stunden, und zwar bei

einstündigenLektionen an zwei verschiedenen Wochentagen, bei

zweistündigerLektion am Mittwoche gewählt werden.
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